
operative Untersuchungen planmäßig die Wirkung 
seiner wirtschaftsleitenden Tätigkeit zu erhöhen. 
Kaum ein anderes Organ hat über die Ausnutzung und 
Anwendung des Vertragssystems in der ganzen sozia­
listischen Wirtschaft einen solchen Gesamtüberblick. 
Trotzdem kann es nicht allein alle Widersprüche lösen, 
da dies immer von vielen anderen Methoden staat­
licher Leitungsmaßnahmen abhängt, denn planmäßige 
Leitung und Vertragssystem stehen in einem gesetz­
mäßigen Zusammenhang. Das StVG trägt die in seiner 
Arbeit auftauchenden Fragen an die verschiedenen 
leitenden Organe heran. Dabei fließen seine Erfahrun­
gen aus der Spruchtätigkeit in die komplex-territoriale 
Leitung ein. Das StVG entscheidet mit zivilrechtlichen 
Mitteln nicht nur über vermögensrechtliche Beziehun­
gen zwischen den Vertragspartnern, die sich lediglich 
als juristische Personen gegenüberstehen bzw. nur 
Sachwalter von Vermögensinteressen sind, sondern 
auch über Beziehungen verantwortlicher Betriebs­
kollektive, deren Leiter Kollektive von Menschen 
politisch und wirtschaftlich leiten müssen. Gegebenen­
falls — und hierauf wird der Staatsanwalt achten 
müssen, wenn er am Schiedsverfahren teilnimmt — 
wird sich bei groben Vertragsverletzungen die Prüfung 
der materiellen Verantwortlichkeit einzelner für die 
Verursachung des durch Vertragsverletzung entstan­
denen Schadens erforderlich machen. Für die Anwen­
dung dieser arbeitsrechtlichen Mittel muß sich der 
Staatsanwalt einsetzen.

Das StVG ist bestrebt, die z. T. noch bestehende spo­
radische schiedsgerichtliche Arbeitsweise durch den 
sich entwickelnden sozialistischen Arbeitsstil, der durch 
eine allseitige operative Arbeit gekennzeichnet ist, zu 
ersetzen. Insbesondere bemüht es sich dabei, durch die 
Mitarbeit der Werktätigen und die engere Zusammen­
arbeit mit allen anderen wirtschaftsleitenden Organen 
planmäßig den ökonomischen Nutzeffekt seiner Spruch­
tätigkeit zu erhöhen.
Neben seinen Rechten in der Schiedspraxis hat das 
StVG das Recht der Kontrolltätigkeit nach §§ 10, 11 
der VO über das Staatliche Vertragsgericht (Vertrags- 
gerichtsVO) vom 22. Januar 1959 (GBl. I S. 83). Durch 
sein Recht, Verfahren von Amts wegen einzuleiten, 
wird es in die Lage versetzt, planmäßiger bedeutsame 
Widersprüche zu lösen. Das StVG wird dadurch seine 
wirtschaftsleitende Tätigkeit verstärken. Hierbei bie­
tet sich ihm die noch nicht ausgeschöpfte Möglichkeit, 
mit Hilfe des Vertragssystems die Verbesserung der 
zwischenbetrieblichen Kooperationen erfolgreicher zu 
gestalten. Aus diesen Möglichkeiten ergeben sich auch 
die Anknüpfungspunkte für die komplexe Arbeit bei­
der Organe.
Der Staatsanwalt kann dabei den Wirtschaftsablauf 
besser kennenlernen und die hierbei gebotenen Unter­
suchungsmöglichkeiten für seine Tätigkeit nutzen. Da­
bei darf er nicht die Schiedstätigkeit in irgendeiner 
Weise reglementieren, denn er ist kein Kontrollorgan 
deS StVG. Vielmehr ist er nach dem Staatsanwalt­
schaftsgesetz zur Kontrolle der Einhaltung der Gesetz­
lichkeit verpflichtet. Der Schwerpunkt seiner Beteili­
gung liegt dabei nicht auf der wirtschaftlich-organi­
satorischen, sondern auf der kulturell-erzieherischen 
Seite. Die erstere hat für ihn mittelbare Bedeutung. 
Mängel auf diesem Gebiet wird er signalisieren. Der 
Staatsanwalt wird aber bei Gesetzesverletzungen auf 
dem Gebiet des Vertragssystems oder des Arbeitsrechts, 
die zu Produktionsstörungen führen, zur Wahrung der 
Gesetzlichkeit bzw. der Staatsdisziplin tätig werden; 
er wird mit seinen Mitteln zur Klärung der Probleme 
beitragen und diese mit den politisch-ideologischen 
Hauptfragen verbinden. Dadurch trägt er zu einer Er­
höhung der Qualität und zur Steigerung der Wirksam­
keit der Schiedsspruchtätigkeit bei. Er arbeitet mit dem 
StVG zusammen, um das Wirtschaftsrecht, insbeson­
dere die Grundsätze der Gerechtigkeit im Sinne der

Staatsratserklärung und deren Prinzipien, durch­
setzen zu helfen.
Stellt der Staatsanwalt Gesetzesverletzungen auf 
Grund seiner spezifischen Tätigkeit im Straf-, Arbeits­
und Zivilrecht oder bei seiner Tätigkeit in der All­
gemeinen Aufsicht fest, die zugleich Verletzungen des 
Vertragssystems enthalten, dann soll er das Staatliche 
Vertragsgericht informieren oder ggf. die Durchfüh­
rung eines Verfahrens von Amts wegen gemäß § 11 
Vertragsgerichts VO anregen. Umgekehrt wird das 
StVG die Staatsanwaltschaft informieren, wenn Ge­
setzesverletzungen mit Mitteln der Allgemeinen Auf­
sicht beseitigt werden müssen.

Sinn und Zweck dieser Zusammenarbeit muß die Wei­
terentwicklung der Gesetzlichkeitsaufsicht zur Beseiti­
gung aller Hemmnisse und Widersprüche sein. Dies 
setzt aber voraus, daß alle Abteilungen der Staats­
anwaltschaft komplex arbeiten und die noch be­
stehende Ressortarbeit völlig überwinden. Nur so 
werden umfangreichere Veränderungen und eine grö­
ßere Wirksamkeit der staatsanwaltschaftlichen Arbeit 
möglich sein. Wenn sich die komplexe Arbeit in diesem 
Sinne entwickelt, dann ist das ein großer Fortschritt. 
Die gemeinsame Arbeit wird helfen, auch mit den 
Mitteln des Rechts zur Erreichung der Planziele stärker 
beizutragen.

Beispiele komplexer Arbeitsweise

Diebe hatten aus dem ungesicherten Mähdrescher­
schuppen einer RTS Teile einer wertvollen Funkanlage 
gestohlen. Sie wurden im Strafverfahren verurteilt. 
Damit waren aber noch nicht alle Hemmnisse beseitigt. 
Es war notwendig, auch gegen die leitenden Funktio­
näre (technischer Direktor und Hauptbuchhalter) we­
gen Verletzung der Wachsamkeit und mangelhafter 
Sicherung wertvollen Volkseigentums, also wegen Ver­
letzungen arbeitsrechtlicher Pflichten aus dem Arbeits­
vertrag, ein Verfahren vor der Konfliktkommission 
durchzuführen (Prüfung der materiellen Verantwort­
lichkeit). Die Beratung vor der Konfliktkommission 
wurde vor einem größeren Kreis des Betriebskollek­
tivs durchgeführt und im Ergebnis den beiden leiten­
den Funktionären eine Rüge ausgesprochen. Diese 
Beratung vor dem Betriebskollektiv hatte einen großen 
erzieherischen Wert. Es ist zu erwarten, daß zukünftig 
in dieser RTS das Volkseigentum besser gesichert und 
behandelt werden wird. Um eine größere Breiten­
wirkung zu erzielen, soll das Verfahren noch im Be­
zirksmaßstab in allen RTS ausgewertet werden.

Diese Funkanlage sollte die Betriebsorganisation in der 
RTS verbessern. In der Verhandlung stellte sich aber 
heraus, daß die neue Anlage noch gar nicht betriebs­
bereit war, weil der Herstellerbetrieb seine vertrag­
lichen Verpflichtungen nicht erfüllt hatte. Er hatte 
weder die Bedienung für diese Anlage entsprechend 
ausgebildet noch diese funktionsfähig aufgestellt. Das 
hatte das Betriebskollektiv der RTS verärgert. Der 
Staatsanwalt regte beim Bezirksvertragsgericht (BVG) 
ein Verfahren von Amts wegen an, damit der Her­
stellerbetrieb mittels Sanktionen zur Vertragserfüllung 
angehalten wird.
Ein zweites Beispiel zeigt, wie auch vom Schiedsver­
fahren her komplex alle Gesetzesverletzungen aufge­
deckt werden können, die zu Störungen führen.
In einem Schiedsverfahren vor dem StVG wurde 
folgendes festgestellt: Eine LPG war ihren Pflichten 
als Lieferer von Entenkücken nicht nachgekommen. 
In dieser LPG war die innergenossenschaftliche Demo­
kratie mißachtet worden, und der LPG-Vorsitzende 
schaltete und waltete unumschränkt. Auf Ersuchen des 
Vertragsgerichts hat der Staatsanwalt des Kreises, in 
dem die LPG liegt, an diesem Verfahren teilgenom­
men. Aus der Verhandlung ergab sich, daß weitere 
Untersuchungen erforderlich waren. Der Kreisstaats-
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